
KARL-FRANZENS-UNIVERSITÄT GRAZ 
Universitätsdirektion 

A-8010 Graz, Universitätsplatz 3 

GZ. 39/52/4 ex 1992/93 

An das 
Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung 
Minoritenplatz 5 
1014 Wie n 

Telefon: (0316) 380/2140 
Sachbearbeiter: Dr. J. Passini 

Graz, am 25. Januar 1993 
Sa/BGGWNW2 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Bundesgesetz über geisteswissenschaftliche 
und naturwissenschaftliche studienrichtungen 
geändert wird; weitere stellungnahmen 
zu GZ 68.336/6-I/B/5A/92 
vom 20. November 1992 

Bezugnehmend auf den obzit. Erlaß beehrt sich die Universitätsdi­
rektion, weitere inzwischen eingelangte stellungnahmen zu 
übermitteln. 

Beilagen 

Ergeht in Kopie 
an das Präsidium des Nationalrates 
Dr.Karl Renner-Ring 3 
1017 Wien 

unter Anschluß der Stellungnahmen in 25-facher Ausfertigung. 

Beilagen 
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KARL-FRANZENS-UNIVERSITÄT GRAZ 

INSTITUT FÜR ROMANISTIK 
Johann Fux-Gasse 30, 8010 GRAZ 
Tel. (0316) 380-2500, .2513, Fax (0316) 38 69 80 

An die Universitätsdirektion 

der Karl-Franzens-Universität Graz 

Graz, am 18.1.1993 

Betr.: Stellungnahme zum Entwurf fiir die Novellierung des BG über geisteswiss. und naturwiss. 

Studienrichtungen 

GZ.: 39/52/4 ex 1992/93 f,,· , ·'-.-:~:·, .. r ,_ .. ~ 

\ ;~~~I"" ';:." .. ,:.::~~O' J 
: ~-'.'.~~l~.:.1P.{'i ~: ... 5.~ ..... \ 

Die unterzeichneten Vorsitzenden der Studienkommissionen RomanistiklFranzösisch, Roma­

nistiklItalienisch und Romanistik/Spanisch übermitteln anbei die gemeinsame Stellungnahme der drei 

genannten Studienkommissionen, wie sie in den Sitzungen vom 15.12.1992 und 12.1.1993 erarbeitet 

wurde. 

AProf. UD Dr. Siegbert Himmelsbaeh 
(Vorsitzender der Studienkom­

mission RomanistiklFranzösisch) 

aO.Univ.-Prof. Dr. Klaus Liebem 
(Vorsitzender der Studienkom­
mission Romanistiklltalienisch) 

AProf. Dr. Hugo Kubarth 
(Vorsitzender der Studienkom­
mission Romanistik/Spanisch) 
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KARL-FRANZENS-UNIVERSITÄT GRAZ 

INSTITUT FÜR ROMANISTIK 
Johann Fux-Gasse 30, 8010 GRAZ 
Tel. (0316) 380-2$00, -2$13, Fax (0316) 38 69 80 

An das Bundesministerium 
rur Wissenschaft und Forschung 
in Wien 

Graz, am 18.1.1993 

Betr.: Gesetzesentwurfrur eine Novellierung des BG über geisteswissenschaftliche und 
naturwissenschaftliche Studienrichtungen 

GZ.: 68.336/6-I/B5N92 

Die Studienkommissionen RomanistiklFranzösisch, RomanistiklItalienisch und Romanistik/Spanisch 

haben in ihren gemeinsamen Sitzungen vom 15.12.1992 und 12.1.1993 den Gesetzesentwurf geprüft 

und nehmen dazu wie folgt Stellung: 

Allgemeine Bemerkungen 

Begutachtungsfrist 
Der Text des Entwurfs ist Anfang Dezember im Institut eingetroffen (Datum der Univ.-Direktion 
30.11.92); der fiühestmögliche Zeitpunkt rur eine Sitzung war der 15.12., trotz über zweistündiger 
Sitzungsdauer mußten wichtige Punkte auf eine weitere Sitzung vertagt werden; durch die Weih­
nachtsferien bedingt, war diese erst am 12.1. möglich; auch dabei konnten die unsere Studien betref­
fenden Punkte nicht ausruhrlieh genug beraten werden. Diese äußerst knappe Terminsetzung 
verhindert somit eine fundierte Stellungnahme zu einer so einschneidenden Reform unserer 
Studien. Die Kommissionsmitglieder protestieren schärfstens gegen die für viel zu kurz er­
achtete Begutachtungsfrist. 
Auch war es durch die kurze Frist und dadurch, daß sie zur Hälfte in die Ferienzeit fiel, nicht mög­
lich, mit anderen romanistischen und neusprachlichen Instituten Kontakt aufzunehmen. 

Ziele der Reform 
Die Absicht, Mängeln im Lehramtsstudium zu begegnen, wird grundsätzlich lebhaft begrüßt. Seitens 
unserer Studienkommissionen und des Instituts ist in der Vergangenheit auch immer wieder aufMän­
gel hingewiesen worden, bzw. sind Ansuchen an das Ministerium ergangen, die eine Verbesserung 
der Ausbildung zum Ziel hatten. Diese, im besonderen diejenigen, die mit der Anstellung zusätzlichen 
Lehrpersonals oder einer Aufstockung des Stundenkontigents verbunden gewesen wären (zur Ein­
richtung von Parallelkursen in sprachpraktischen Übungen, an denen oft zwei- bis dreimal soviel Stu­
dierende teilnehmen müssen als rur diese Art von Lehrveranstaltungen vertretbar erscheint), sind je­
doch in den allermeisten Fällen zurückgewiesen worden (oder Zusagen sind nicht erfiillt worden -
wie die BundeslehrersteIle rur Spanisch, die vor beinahe 20 Jahren in einer Berufungszusage enthal­
ten war ... ). Die geplante Schaffung von zusätzlichen Bundeslehrer-Planstellen wird daher als­
teilweise Erfüllung langjähriger Forderungen - nachdrücklich gutgeheißen. 
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Die im Entwurf vorgesehene Abhaltung des zweiten Teils der zweiten Diplomprüfung (kom­
missionelle Prüfung) in der Fremdsprach~ ist hingegen als völlig ungeeignetes Mittel zur" An­
hebungung der Ausbildungsqualität" anzusehen. Wenn es im allgemeinen als methodisch nicht 
sinnvoll erscheinen kann, die Ausbildung durch eine zusätzliche Schlußprüfung verbessern zu wollen, 
so würde im besonderen das wissenschaftliche Niveau, das bei diesem Prüfungsgespräch ge­
währleistet sein muß, erhebliche Einbußen erleiden. Selbst bei sehr guten Sprachkenntnissen 
der Kandidaten wäre es nicht sinnvoll, diese im Zusammenhang mit der Darlegung schwieri­
ger sprach- oder literaturwissenschaftlicher Sachverhalte überprüfen zu wollen. Andererseits 
ist die in den Erläuterungen zum Entwurf mehrfach erwähnte "Überblicksprüfung" als nicht 
vertretbare Abwertung des wissenschaftlichen Charakters einer Diplomprüfung rigoros abzu­
lehnen. 
Auch die Kritik an der geringeren sprachpraktischen Qualifikation in der zweiten Studienrichtung er­
scheint teilweise berechtigt. Obwohl die Anforderungen fur diese in den Lehramtsstudien völlig iden­
tisch sind mit denen fur die erste, erlaubt das Studiengesetz sinnwidrige Praktiken : Manche Studie­
rende schließen ihre zweite Studienrichtung möglichst rasch ab, um sich dann ganz der Abfassung 
der Diplomarbeit und der Vorbereitung auf die kommissionelle Prüfung widmen zu können. Dies 
kann, bis zum tatsächlichen Abschluß des Studiums, zu einem erheblichen Verlust sprachpraktischer 
Fertigkeiten fuhren. Vorschläge zur Abhilfe werden weiter unten gemacht. Die Einrührung einer 
weiteren kommissionellen Prüfung, zu sprach- und literaturwissenschaftlichen Themen und in 
der Fremdsprach~ erscheint aber als ungeeignetes Instrument. 

Auslandsaufenthalte . 
Der längere Aufenthalt in Ländern der gewählten Sprache muß tatsächlich ein integrierender Be­
standteil des Fremdsprachen-Studiums werden. Die vage Formulierung in den Erläuterungen 
zum Gesetzesentwurf (" •• .sollte sich jeder Sprachstudent während seines Studiums im Aus­
land aufgehalten haben ••• ") erscheint demnach als unzureichend. Ein Vergleich mit anderen 
Ländern zeigt, daß längere Auslandsaufenthalte fur Sprachstudenten vielfach schon seit langem ver­
pflichtend sind. 
Abzulehnen ist jedoch die in den Erläuterungen zum Gesetzesentwurf angedeutete Möglichkeit, die­
sen Auslandsaufenthalt in der Form eines Ferialpraktikums oder im Rahmen eines Freizeitprogramms 
zu absolvieren. Es ist hinlänglich bekannt, daß bei diesen Tätigkeiten kaum Kontakte zur einheimi­
schen Bevölkerung zustandekommen und demnach keine nennenswerte Fortschritte in der Landes­
sprache gemacht werden. Um sicherzustellen, daß der Auslandsaufenthalt tatsächlich dem 
Spracherwerb dient, sind in den entsprechenden Gesetzestexten die Formulierungen "als 
Ferialpraktikant" und "im Rahmen eines Freizeitprogramms" nicht zulässig. 
Die Einrührung eines zeitlich definierten Pflichtaufenthalts im Ausland muß vielmehr mit der 
Möglichkeit verbunden sein, die erhöhten Kosten durch Stipendien oder durch Stellen als 
Fremdsprachenassistent abzudecken. Ohne diese Begleitmaßnahmen würden sozial schwächere 
Studierende benachteiligt. 
Andererseits muß zum Problem der "fehlenden Internationalisierung der Studien" auch nachdrücklich 
festgehalten werden, daß, trotz mehrfacher Urgenz in den vergangenen Jahren, das Ministe­
rium seine ablehnende Haltung hinsichtlich jeder Möglichkeit der Valorisierung eines Aus­
landsaufenthaltes als Fremdsprachenassistent beibehalten hat, was wohl mit Sicherheit dazu 
gerührt hat, daß bei den Studierenden die Motivation rür diese ideale Form der Vertiefung 
der sprachlichen Fähigkeiten und der kulturellen Kenntnisse verloren gegangen ist. (Der dra­
stische Rückgang bei den Bewerbungen um AssistentensteIlen in Frankreich in den letzten Jahren ist 
ein deutliches Beispiel - fur das kommende Schuljahr ist zu befurchten, daß nicht einmal ein Drittel 
der zur Verfiigung stehenden Stellen besetzt werden kann.) 

Internationale Konkurrenzfiihigkeit 
Die Vorgabe einer "Europa-Reife" als anzustrebendes Ziel beruht, was die Sprach- und Lehramts­
studien betrifft, auf einer Unkenntnis der Verhältnisse in den meisten europäischen Ländern: Die 
Vergleichbarkeit ist nämlich insofern nicht gegeben, als das Ein-Fach-Studium die verbreitetste Form 
ist (was aber in der Praxis keine besseren Ergebnisse bei der Sprachkompetenz zu bringen scheint...). 
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Kosten 
Die angestellten Kostenberechnungen sind in zumindest zwei Punkten unzureichend. Einerseits kön­
nen sich die Aufwendungen rur Auslandsaufenthalte nicht auf Planstellen rur Verwaltungspersonal 
beschränken - wie oben festgehalten, müssen auch vermehrt Stipendien bereitgestellt werden. 
Andererseits bringt der Gesetzesentwurf f"ür die Lehramtsstudien eine weitere Aufstockung 
der Pflichtstundenzahl, wodurch es unumgänglich wird, die Regelstudienzeit (und damit An­
sprüche auf soziale Leistungen) auf 10 Semester zu verlängern. 

Bemerkungen zu den einzelnen Paragraphen des Gesetzestextes 

$ 4 (3). Einführung einer ''Eignungsprüfung'' 
Da rur den Besuch der meisten Lehrveranstaltungen, und insbesondere rur die des Faches Sprachbe­
herrschung, Zulassungsvoraussetzungen bestehen, ist ein Studium ohne adäquate Sprachkenntnisse 
über des 3. Semester hinaus ohnehin nicht möglich. Diese in den Studienplänen definierten Zulas­
sungsvoraussetzungen haben also dieselbe Funktion wie die geplante Eignungsprüfung. Diese wäre, 
als punktuelle Prüfung, weniger aussagekräftig als die Beurteilung während eines ganzen Semesters 
und daher überflüssig, sie würde also nur administrative Mehrbelastung bringen. 
SoHte sie jedoch eingeführt werden, so müssen Wiederholungsmöglichkeiten gewährleistet 
sein, und bei Nichtbestehen dürfen keine sozialen Nachteile erwachsen (Streichung der Fami­
lienbeihilfe ). 

§ 9 (1) b) bb). Verpflichtung. die beiden Teile der kommissionellen Prüfung aus verschiedenen Prü­
fungsfächern abzulegen 
Es ist nicht zweckmäßig, eine Spezialisierung zu unterbinden. Eine solche Reglementierung hat 
nichts mit Qualitätssteigerung zu tun. Die alte Formulierung ist daher beizubehalten. 

§ 9 (1) c). Einführung einer kommissionellen Prüfung auch für die 2. Studienrichtung 
Dies wird abgelehnt. Um die eingangs erwähnten Fehlentwicklungen zu vermeiden, soll der Text 
dieses Absatzes durch folgende Formulierung ersetzt werden: "Bei Abschluß des Studiums darf 
in der 2. Studienrichtung die letzte die Sprachkompetenz schulende Lehrveranstaltung nicht 
länger als 1 Semester zurückliegen. " 

§ 9 (1) d). Abhaltung beider kommissioneller Prüfungen in der Fremdsprache 
Dies wird abgelehnt. Sprachbeherrschung und wissenschaftlicher Teil müssen grundsätzlich 
getrennt bleiben. Die Überprüfung der Sprachkompetenz in diesem Rahmen könnte bestenfalls auf 
eine Art Eingang finden, die in folgender Formulierung ausgedrückt wäre: " ... sind die kommissio­
nellen Prüfungen derart zu gestalten, daß sie eine Überprüfung der sprachpraktischen Kompetenz 
gewährleisten. 11 

§ JO (6). EDV-Ausbildung 
Die EDV-Ausbildung soll im Ausmaß von maximal 2 Wochenstunden im Rahmen der Fach­
didaktik stattfinden. 

AProf. UD Dr. Siegbert Himmelsbaeh 
(Vorsi~derderSbKÜenkom­

mission RomanistiklFranzOsisch) 

ao.Univ.-Prof. Dr. Klaus Liehem 
(Vorsitzender der Studienkom­
mission Romanistik/ltalienisch) 

AProf. Dr. Hugo Kubarth 
(Vorsitzender der Studienkom­
mission Romanistik/Spanisch) 
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Stellungnahme der Interuniversitären Studienkommission 
Physik-Lehramt (Karl-Franzens Universität Graz, Technische 
Universität Graz) zum Entwurf fOr eine Novelllerung des 
Bundesgesetzes Ober geisteswissenschaftliche und 
naturwissenschaftliche Studienrlch,.-..a~e~n~. ______ -; 

KARl- FRANZENS -UNIVERSlID GRAl 
UNIVERSITÄTSDIREKTION 

Eingel. 2 a JAN. 1993 
BI.: 

GZ.: 3'i Q 

Die Studienkommission ist der Meinung, daß durch Einführung einer kommiss­
ionellen Prüfung in der zweiten Studienrichtung in der geplanten Form (§ 9 Abs.1c) 
keine Angleichung beider Studien richtungen erreicht wird, sondern eine zu starke 
Betonung der zweiten Studienrichtung erfolgt: In der ersten Studienrichtung muß 
eine kommissionelle Prüfung aus zwei Teilgebieten von Prüfungsfächern abge­
legt werden, in der zweiten Studien richtung ist eine Prüfung über zwei PrOfungs­
fächer vorgesehen. Ein solches Ungleichgewicht kann nicht damit begründet 
werden, daß in der ersten Studienrichtung eine Diplomarbeit verfaßt wird, da im all­
gemeinen eine Diplomarbeit nur ein ganz spezielles Teilgebiet eines Prüfungs­
faches zum Inhalt hat. 

P:;«~~ 
Ass.Prof. UD Dr. L. Mathelitsch 

Vorsitzender 
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Gesehen 
" Der Rektor ~I'vt 

Univ.-Prof. Dr. Uwe Bour 
Karf-Franzens-Universität Graz 

Institut für Germanistik 

An das 
Rektorat der 
KARL-FRANZEN5-UNIVERSITÄT 

im Hause 

A-8010Graz 
Mozartgasse 8/ Parterre 
0316 - 380 /2458 

Graz. den 20. Januar 1993 

KARL·FRANZENS·UNIVERSITÄT GRAl 
eoro des Rektors 

finget 2 t JAN. 1993 
.!J UNIVERSITÄTSDIREKTION 

~ ~~~J.'j/~ll'j .... f.v.. .. t~.l'r~. 

Betr.: Stellungnahme der Studienkommission "Deutsche Philologie" zum 
Entwurf für eine Novellierung des Bundesgesetzes über 
geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftliche Studienrichtungen 
Gz. 68.336/6-I/B/5A/92 vom 20.11.1992 

In ihrer Sitzung vom 18.1.1993 hat die Studienkommission "Deutsche 
Philologie" zu dem oben angeführten Entwurf Stellung bezogen und teilt das 

Ergebnis mit: 

Zu Paragraph 9, Abs.l, lilc: 

Eine kommissionelle Prüfung in der zweiten Studienrichtung wird abgelehnt, 

weil die angestrebte, vermeintlich notwendige Niveauanhebung dadurch 

nicht erreicht wird. Für den Studienzweig "Deutsche Philologie Lehramt" als 

zweiter und erster Studienrichtung, scheint eine zweistündige 
Lehrveranstaltung, die das im AH...c;..Lehrplan geforderte Überblickswissen 

aktualisiert, am ehesten der Forderung nach Anhebung der 

Ausbildungsqualität der Lehramtskandidaten nachzukommen. 

Abgesehen von der prinzipiellen Ablehnung der kommissionellen Prüfung 

(zweite Studienrichtung) ist die Einengung des Zeitraums zwischen den 

beiden kommissionellen Prüfungen auf höchstens ein Semster entschieden 
abzulehnen. Sollte eine diesbezügliche Regelung dennoch in Kraft treten, ist 

der Zeitraum auf mindestens vier Semester auszudehnen. 
Weiters empfehlen wir eine Änderung der akademischen Grade im Sinne 

einer Einführung der femininen Formen "Magistra", "Doktorin". 

stv. Vorsitzender 
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" 

Ki\IRL~FRÄ:;ZENS~UrJ'IVERSIT)(-tG'RAZ i 

o9Jl ~. 34d..~ ... : ~qa ... 
STELLUNGNAHME D9r D3kan: d)4. 

zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das nde .. 
geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftliche Studienrichtungen 

geändert werden soll. 

Ergebnis der Beratungen der Studienkommission für die allgemeine pädagogische Ausbildung für 
Lehramtskandidaten an der Universität Graz am 14.1.1993 

1. Vorbemerkung 

Die Studienkommission ist mit den im Entwurf angeführten Zielsetzungen in vieler Hinsicht 
einverstanden. Im Sinne einer inhaltlichen Verbesserung und formalen Richtigstellung sind aber einige 
Änderungen im "Entwurf", aber auch in der derzeit gültigen und im Entwurf nicht novemerten Fassung 
des "Gesetzes" dringend erforderlich. Diese betreffen die § 10 und § 9. 

2. Änderungsvorschläge zum § 
Gegenüberstellung in der Beilage 

§ 10 Abs. 3 

Begründung: 

a) ENTWURF: Die EDV-Grundausbildung ist INHALTLICH kein Bestandteil der pädagogischen 
Ausbildung und muß daher an anderer Stelle im Gesetz (siehe Änderungsvorschlag § 9) 
angeführt werden. 

b) GESETZ und ENTWURF: " ... einschließlich der schulpraktischen Ausbildung" muß durch "und 
das Schulpraktikum" ersetzt werden. Die Verwendung der Termini "schulpraktische 
Ausbildung" und "Schulpraktikum" hat häufig zu Interpretationsschwierigkeiten geführt (vgl. 
dazu auch die Änderungsvorschläge in § 10 Abs. 5 und § 10 Abs. 6). 

c) GESETZ: "In der gesamten schulpraktischen Ausbildung sind die Erfordernisse der Fachdidaktik 
zu berücksichtigen" ist aus dem obigen Grund zu streichen. 

§ 10 Abs. 6 - Dieser Absatz ist aus dem "Entwurf" zu streichen, da die EDV-Grundausbildung an 
anderer Stelle vorzusehen ist. Durch die Streichung dieses Absatzes wird der im Entwurf angeführte 
Abs. 7 wiederum zu Abs. 6! 

§ 10 Abs. 5 - GESETZ: Der 1. Satz ist zu streichen, da durch die Bezeichnung "schulpraktische 
Lehrveranstaltungen " Interpretationsschwierigkeiten entstehen. 

2. Satz: "schulpraktische Lehrveranstaltungen" sollte durch "an der Unterrichtspraxis orientierte 
Lehrveranstaltungen" ersetzt werden. Aus dieser Formulierung läßt sich unmißverständlich die Intention 
des Gesetzgebers und die Zuständigkeit der Fachdidaktik ablesen. Dieser 2. Satz muß daher lauten: "In 
den Studienordnungen der gewählten Studienrichtungen ist für fachdidaktische, an der 
Unterrichtspraxis orientierte Lehrveranstaltungen in ausreichendem Ausmaß vorzusorgen." 

§ 10 Abs. 7 - ENTWURF: 

1. Satz a) '" "und EDV" gehört aus den obigen Gründen gestrichen. 
2. Satz: Die Begriffe "Didaktik" und "EDV" gehören gestrichen, da diese sachlogisch auf einer anderen 
Ebene als .. Pädagogik, Psychologie und Soziologie" liegen. 

1. Satz b) ... , "wenn sie im Zusammenhang mit Teilen der sChulpraktischen Ausbildung absolviert 
werden." gehört gestrichen, da es einerseits Interpretationsschwierigkeiten gibt, andererseits aber Teile 
des Schulpraktikums im 1. Studienabschnitt noch nicht vorgesehen sind. 
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Änderungsvorschlag der Studienordnung für die pädagogische Ausbildung für 
Lehramtskandidaten auf der Basis ges BGgwnwStR § 9 Abs. 3 im Zusammenhang 

mit einer EDV-Grundausbildung 

BGgwnwStR § 9: 
(3) Die Zulassung zur kommissionellen Ablegung des ersten Teiles der zweiten Diplomprüfung und zum 

zweiten Teil der zweiten Diplomprüfung setzt die Erfüllung der im § 27 Abs. 2 des Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetzes genannten Bedingungen einschließlic;h der erfolgreic;hen AbJeoung 
allenfalls vorgesehener Vorprüfungen, bei Lehramtsstudien überdies der positiven Beurteilung 
der Teilnahme an den vorgesehenen Seminaren aus Fachdidaktik U 10 Abs. 5) sowie der 
Approbation der Diplomarbeit insbesondere auch die Erfüllung der in der Anlage A zu diesem 
Bundesgesetz vorgesehenen Bedingungen voraus. Die Bestimmung des § 7 Abs. 4 zweiter Satz 
ist anzuwenden. 

Kommentar: 
Der unterstrichene Teil in der obigen Formulierung dient lediglich als Hinweis, wo die EDV­
Grundausbildung vorzusehen ist, ohne daß eine GesetzesAnderung notwendig ist. Die Ansiedlung der 
EDV-Grundausbildung im Vorprüfungsbereich hätte darüber hinausgehend den Vorteil, daß eine 
Obergangsmaßnahme - in allernächster Zeit kommen Maturanten mit einer ausreichenden informations­
und kommunikationstechnologischen Grundbildung an die Universität - nicht unnotwendigerweise 
gesetzlich fixiert wird. 

Der Text der Studienordnung für die pädagogische Ausbildung für Lehramtskandidaten 
müßte aber folgendermaßen erweitert werden: 

Prüfung aus Pädagogik 

§ 9. Abs. 2 Voraussetzung für die Zulassung 
zur Prüfung aus Pädagogik bzw. zum 
letzten Teil der Prüfung aus Pädagogik ist: 

a) ..• 
b) ... 
c) die Ablegung einer Vorprüfung 
aus "Erster Hilfe"; sie kann auch im 
ersten Studienabschnitt abgelegt werden. 

§ 9. Abs.2 Voraussetzung für die Zulassung 
zur Prüfung aus Pädagogik bzw. zum 
letzten Teil der Prüfung aus Pädagogik ist: 

a) ... 
b) ••. 
c) die Ablegung einer Vorprüfung aus 
"Erster Hilfe" und einer Vorprüfung ays 
EDV-Grundausbildung; sie können auch im 
ersten Studienabschnitt abgelegt werden. 

(Vorschlag STUKO allgemeine 
pädagogische Ausbildung für Lehr­
amtskandidaten, Universität Graz) 
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Studienkommiuion für Geschichte 
an der Univenitlit Graz. 

~ __ .. ___ • ______ ,. ____ A"'~"""'~ ____ '": 

.. ~ l. , 
, - ,. I 

der Ge ·l ... t·~,,\:;I·<',··~~·~·,· ':';'~hen F~I,!'t;.~·t . v ....... .,J\'~ .:.> .... 't ... ! .... ,~L14,\ •. '-"1 ...... ..... 

KARL-FRAfJZENS-WJIVERSITÄT G; :AZ 

2 1. JAN. 1993 
9tl 21. .ß1~ ....... ex 19 '. J.~ .. 

D~r D3kan: ( 
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Stellungnahme 

zum Gesetzenrwuifbetr. Nqvellierung des BGgnStR 

14.1.1993 

Die StuIco Geschichte hat sich in ihrer Sitzung vom 11.1.1993 mit dem Entwurf befaßt und zu den 
Punkten, die zumindest auch ftJr die Studienrichtung Geschichte unmittelbar oder mittelbar 
relevant sind bzw. werden klJnnen, wie folgt Stellung genommen: 

1. Zu § 4 Abs.1-3 

Der Text miJge dahin gelindert werden, daß ein negativer Ausgang der 
Ergllnzungspra/ung nicht das Studium in der zweiten Studienrichtung blockiere 
(mit 9 gegen 4 Stimmen). r-KA-, -BL---m-Al-,jz-t-NS--u-'r'-'IV-·t-fl~-'iT-.~\-T -(.-i';-:z.' 

2. ZU § 9Abs.1lit.b 
Ul":IVEr.SI fÄ TSDIHEt<T,'JN 

Wird zustimmend zur Kenntnis genommen (einstimmig). 

3. Zu § 9Abs.1lit.c 

Eingel. 2 2. Jr.~L 1933 I 
; :'1.: I 
! -,hl Oll( . '. "!Itl.",",t".. ." t!., •• , •• ··•··· ) --- .•.. ____ ......... , _ u .. • 

·Unbeschadet der UJsungen in anderen Fl1chem scheintftJrdas Fach Geschichte (-Sozialkunde) 
der kommissionelle Teil der 2.Diplompra/ung die durchaus bestehenden Schwl1chen der 
Berufsvorbereitung (Lehramt) nicht zu beheben. Daher solllit. c) auf das Fach Geschichte 
(-Sozialkunde) nicht angewendet werden" (mit 11 gegen 2 Stimmen). 

4. Zu § 10 

"Zu § 10 Abs.3 vertritt die Stuko die Auffassung, daß eine ir(ormationswissenschqftliche 
Grundausbildung wünschenswert ist, aber nicht im Rahmen der plldagogischen AusbildungftJr 
Lehramtskandidaten. Zu den Absätzen 6 und 7 meint die Stuko, daß diese durch begrißliche 
Unklarheit charakterisiert und daher in der vorliegenden Fassung nicht zu akzeptieren seien • 
(einstimmig). 

5. Zu § lOb 

Ihm wird zugestimmt, doch bemerkt, daß auch Graz als Standort in Betracht komme, weil 
entsprechende Lehrangebote bereits zur Verfügung stehen (einstimmig). 

6. Zu § 14 Abs.4 

wird zustimmend zur Kenntnis genommen (einstimmig). 

Antrllge, § 4 Abs.1-3 und § 9 Abs.1lit.c ersatzlos zu streichen, fanden keine Mehrheit. 

;fl~ ,~·k 
00. univ.Prof.Dr.Alfred Ableitinr 
Vorsitzender der Stuko Geschichte 
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Karl-Franzens-Universität Graz 
Institut für Slawistik 
A-8010 GRAZ - HelnrldlstraBe 28 

(Eingang UnlversltAtsplatz) 

O.Univ.-Prof.Dr. Wolfgang Eismann 

20.1.1993 Graz. am ________ _ 

I(ARL-~~A;~Zc~J~~!~Ifly;:i tS!T,~T GR~L-'II 
U ... l .. I;.i-\,,11 h I vlhnc:KT.-oJ'..J 

,..' L 2 2. ,~" 1°°3 ,~mgc .... -" Q. ;i.; 

An das 
Dekanat der Geisteswissenschaftlichen Fakultät : :1.: 

In der Anlage übersenden wir Ihnen die Stellungnahme der Studienkommission~, 

Slawistik an der Universität Graz zur Änderung des Bundesgesetzes über 

geisteswissenschaftliche studienrichtungen. 

i.A. Hildrun Sellner 

57/SN-256/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 11 von 12

www.parlament.gv.at



Stellungnahme der Studienkommission Slawistik an der Univ. 
Graz zur Änderung des Bundesgesetzes über 

geisteswissenschaftliche Studienrichtungen (Nov. 1992) 

Grundsätzlich sind die Intentionen, die hinter dem Entwurf des Gesetzes 
stehen, zu begrußen. Allerdings sind im vorliegenden Entwurf wie auch in den 
vorausgehenden Beratungen zur Verbesserung der Fremsprachenausbildung 
die spezifischen Bedürfnisse der Slawistik wieder einmal nicht berücksichtigt 
worden. Wir halten es für unsinnig, Anglisten, Romanisten und Slawisten 
"über einen Kamm zu scheren". 

Eine Verbesserung der Ausbildung, die die Evaluierung des Ausbildungs­
erfolges in allen Abschnitten selbstverständlich einschließen muß, kann nicht 
allein durch die Forderung nach zusätzlichen Prüfungen und die Aufnahme 
neuer Gegenstände (BDV) bei gleichbleibendem Zeitrahmen erreicht werden. 

Für die im Entwurf erhobene berechtigte Forderung nach einer intensi­
veren Sprachausbi/dung und verpflichtenden Auslandsaufenthalten wird kein 
institutioneller Rahmen geschaffen. 

Im Rahmen der bestehenden Studienordnung, die den Studierenden wenig 
Wahl läßt, Veranstaltungen nach Neigung und Interesse zu besuchen, erscheint 
auch eine zusätzliche kommissionelle Prüfung wenig sinnvoll. Erforderlich ist 
hier eine grundsätzliche Änderung des Studienplans und der Studienordnung, 
die den Studierenden mehr Wahlmöglichkeiten läßt, ihnen dann aber auch die 
Verpflichtung auferlegt, die notwendigen erworbenen Fähigkeiten in einer 
kommissionellen Prüfung, zu welcher der jeweilige Fremdsprachenlehrer 
beigezogen werden könnte, unter Beweis zu stellen. -

Statt der vorgesehenen Eignungsprüfung, die bereits durch die bestehen­
den Leistungsnachweise in den einzelnen Kursen erfolgt, halten wir an unserer 
Forderung nach der Einführung eines Propädeutikums für die Studien­
richtungen der Slawistik fest. Ein derartiges Propädeutikum könnte die not­
wendigen Studienvoraussetzungen schaffen und wäre selbstverständlich mit 
einer entsprechenden Abschlußprüfung verbunden. Durch dieses Propädeu­
tikum erhielten die slawistischen Fächer auch die Möglichkeit, die fachliche 
und sprachliche Ausbildung wie vorgesehen zu intensivieren und auch die 
EDV miteinzubeziehen. 

Gleichzeitig sollte ein Auslandsaufenthalt verpflichtend gemacht, aber 
auch finanziell abgesichert werden. Gerade für die Slawisten wäre im Rahmen 
der inzwischen besser gewordenen institutionellen Möglichkeiten ein 
derartiger Auslandsaufenthalt unbedingt erforderlich. Dem vorliegenden 
Gesetzesentwurf können wir aus den dargelegten Gründen nicht zustimmen. 
Wir sehen darin einen Versuch, grundsätzliche und wünschenswerte Ände­
rungen der betroffenen philologischen Studienrichtungen, weil diese wahr­
scheinlich nicht zum Nulltarif zu haben sind, durch fonnal administrative 
Maßnahmen zu ersetzen. 

(Einstimmig angenommen von der Institutskonferenz des Instituts für Slawistik, Univ. 
Graz, in ihrer Sitzung vom 10.12.1992) 

o.Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Eismann 

;fJ. ?-r~A~ 
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